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Bayerisches Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz 
Abt. 6 Naturschutz und Landscha>spflege 
PosDach 81 01 40 

81901 München 

Per Mail an: abteilung6@stmuv.bayern.de 

 

Ihr Zeichen: 62-R-U8602.1-2025/1-107 

 

Miesbach, 27.08.2026 

 

Verbandsanhörung. Gesetz zur Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes und weiterer 
Rechtsvorschriften 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank, dass Sie uns die Gelegenheit einräumen, zum Entwurf der Änderung des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes und dazu in Zusammenhang stehenden, weiteren Rechtsvorschriften Stellung zu nehmen. 

 
Zunächst bedauern wir, dass bei der geplanten Novellierung des Bayerischen Naturschutzgesetzes die Chance 
vertan wurde, existierende Schwachstellen des bestehenden Bayerischen Naturschutzgesetzes zu beheben und 
Ungenauigkeiten zu konkretisieren.  
Dagegen finden sich eine Reihe von vorgeschlagenen Änderungen, die naturschutzfachlich einen Rückschritt 
darstellen und Entscheidungskompetenzen auf fachfremde Ressorts ohne ausreichende Fachkompetenzen 
übertragen. Gerade im Hinblick auf bestehendes nationales (BNatSchG, TierSchG) sowie Europa- und Völkerrecht 
ergeben sich daraus unserer Ansicht nach neue Konfliktpunkte und Widersprüche, die voraussichtlich zu einer 
Zunahme von Rechtsstreitigkeiten führen und damit sowohl Gerichte wie Behörden belasten und zusätzliche 
Kosten verursachen werden.  
Das für die Überarbeitung des Naturschutzgesetzes genannte Ziel – das bisherige Schutzniveau zu bewahren und 
eine Entlastung aller beteiligten Akteure zu erreichen – wird durch die vorgeschlagenen Änderungen weitgehend 
in das Gegenteil verkehrt. Unsere Stellungnahme bezieht sich insbesondere auf die folgenden Abschnitte des 
Gesetzesentwurfs. 
 
 
Zu Art. 3 Abs. 3 BayNatSchG-E: Anstelle eines generellen Verbots Dauergrünland umzuwandeln, soll zukünftig 
nur noch ein Erlaubnisvorbehalt gelten und dieser nur für Dauergrünland, das vor dem 1. Januar 2021 entstanden 
ist. Wenn keine förderrechtliche Genehmigung erforderlich ist, bedarf die Umwandlung dieses älteren  
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Dauergrünlands in Zukunft nach Satz 3 der Erlaubnis durch die Untere Naturschutzbehörde. Wird Grünland ohne 
diese Erlaubnis umgewandelt, verstehen wir den Entwurf so, dass dann – im Umkehrschluss aus Satz 4 der 
Regelung – in der Regel ein Eingriff im Sinne von § 14 BNatSchG vorliegt, für den die Genehmigungspflicht nach § 
17 Abs. 3 BNatSchG gilt und gegen den nach § 17 Abs. 8 BNatSchG eingeschritten werden soll. Damit würden bisher 
bestehende Zweifel beseitigt, ob der Eingriffstatbestand erfüllt ist. 
 
 
Zu Art. 3 Abs. 4 BayNatSchG-E: Das bisher für ganz Bayern geltende Walzverbot wird zwar inhaltlich erweitert 
(Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6), räumlich jedoch deutlich eingeschränkt auf eine „Wiesenbrüterkulisse“. Laut Begründung 
umfasst diese Kulisse aktuell rund 84.795 ha mit etwa 57% Grünlandanteil. Damit ist für über 95% der bayerischen 
Grünlandfläche kein wirksamer Schutz von Gelegen oder von Jungtieren (Feldhase, Rote Liste, Stufe „gefährdet") 
geschützter Arten mehr gegeben. Die betroffenen Arten (Uferschnepfe, Bekassine, Wachtelkönig etc.) sind Arten 
der Roten Liste Bayern, Kategorie 1, oder bei Säugetieren (s. o.) Kategorie 3. Der Schutz nach §44 BNatSchG für 
einzelne Gelege oder geschützte Tierarten gilt ja unabhängig von dieser bayerischen Kulisse und wiegt damit 
Landwirte außerhalb der Kulisse in einer trügerischen Sicherheit. Diese handeln vermutlich in gutem Glauben, 
wenn sie sich auf die landesrechtliche Freigabe verlassen, verstoßen aber trotzdem gegen Bundesrecht. Der 
bayerische Gesetzgeber setzt die Landwirte damit rechtlichen Verstößen und entsprechender juristischer 
Verfolgung derselben aus.  
 
 
Zu Art. 3b BayNatSchG-E: Die Regelung zur Übermittlung von Daten zu Tierarten von gemeinschaftlichem 
Interesse ist unvollständig, da sie Tierarten des Anhangs V nicht mit aufnimmt. Die Daten zu diesen Arten werden 
entweder nicht erfasst oder von Behörden im Zuständigkeitsbereich anderer Ministerien als des 
Umweltministeriums ganz oder teilweise erfasst. Im Zuge einer Verschlankung der Verwaltung und einer 
Kosteneinsparung wäre es geboten und zielgerichtet, dass auch diese Daten von Umweltbestandteilen und Arten 
zentral im Zuständigkeitsbereich des Umweltministeriums gespeichert werden.  
 
 
Zu Art. 22 Abs. 6 BayNatSchG-E: Die Zuständigkeitsverlagerung des Gebietsmanagements in Natura2000 
Gebieten auf die fachlich dafür nicht zuständigen Forstbehörden widerspricht dem Grundgedanken der 
Natura2000 Richtlinien und den seither erfolgten Klarstellungen in der EuGH-Rechtsprechung. In Waldflächen 
(Ziff. 1) wird nur noch das Benehmen der höheren Naturschutzbehörde festgelegt, in Ziff. 2 bleiben die 
Forstbehörden federführend bei der Erstellung von Bewirtschaftungsplänen. Damit werden Waldflächen in 
Natura2000 Gebieten gänzlich aus dem Schutz durch die FFH-RL herausgelöst und können nach eigenem Maßstab 
von der unteren Forstbehörde bewirtschaftet werden. In Ziffer 3 wird der Forstbehörde ein Beteiligungsrecht 
(Einvernehmen) zugestanden, das fachlich nicht begründbar ist. Denn dann müsste denklogisch die 
Naturschutzbehörde auch das Einvernehmen der Landwirtschaftsbehörde bei Management- und 
Bewirtschaftungsplänen herstellen, was die Ausweisung und den Schutz von Natura2000 Flächen ad absurdum 
führt. Warum die Forstverwaltung gegenüber der Landwirtschaftsverwaltung (oder Ämtern für Straßenbau, 
Wasserwirtschaft o. ä.) derart privilegiert wird, in einem für sie fachfremden Ressort (Naturschutz) maßgeblich 
mitzuentscheiden, wird im Gesetzentwurf nicht erklärt. 
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Zu Art. 44 Abs. 3: Die oberste Naturschutzbehörde wird ermächtigt, die Beobachtung von Natur und Landschaft 
auf andere Staatsministerien und deren Geschäftsbereiche zu übertragen. Diese Regelung führt nicht nur zu 
Parallelstrukturen innerhalb der Staatsverwaltung und verursacht dadurch hohe Kosten, es werden dadurch auch 
Mängel bei einer systematischen Überwachung und dem Monitoring von geschützten Arten und Arten von 
gemeinschaftlichem Interesse in Kauf genommen, die durch unterschiedliche, teilweise unzureichende 
methodische Ansätze, unzureichende Personalausstattung und zwangsläufig wahrscheinlicher werdende 
Übertragungsfehler entstehen.  Es wird nicht erkennbar, warum die Landwirtschaftsverwaltung in Zukunft 
Wiesenbrüter oder Rebhühner überwachen soll, das Wasserwirtschaftsamt zum Beispiel Fischotter, Biber und 
bestimmte Fischarten, das Finanzministerium geschützte Fischarten und Weichtiere, die in Bayerns Seen leben, 
oder das Verkehrsministerium ggf. Arten, die Straßendurchlässe oder Grünbrücken nutzen etc.. Die genannten 
Ministerien sind in ihren Geschäftsbereichen alle mit dem Vorkommen dieser Arten berührt. Die Regelung ist 
denkunlogisch, unbegründet und kostenintensiv. Die Regelung widerspricht auch §40e Abs. 1 BNatSchG. 
 
 
Zu den Änderungen in anderen Gesetzen und Regelungen: 
 
§ 7 Abs. 5 AVBayNatSchG-E: Die Übertragung der Zuständigkeit für das Monitoring und den Bericht zum 
Erhaltungszustand von Arten auf eine dafür nicht zuständige Behörde widerspricht §40e Abs. 1 BNatSchG. Die 
Begründung, dass es sich bei den genannten Arten (Steinbock, Alpenschneehase, Gämse und andere) durchweg um 
Arten „mit erheblichem Waldbezug“ handeln soll, ist möglicherweise ein redaktioneller Fehler, da offensichtlich 
fachlich falsch. Die Beobachtung des Erhaltungszustands nach §6 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG muss bei der fachlich dafür 
zuständigen und auch kompetenten Fachbehörde im Geschäftsbereich der obersten Naturschutzbehörde bleiben. 
Dies ist umso mehr geboten, da auch die Vogelarten, egal, ob sie gelegentlich durch den Wald fliegen, im Wald nach 
Nahrung suchen, auf landwirtschaftlichen oder forstlichen Flächen oder gar auf Gewässern brüten, alle im 
Zuständigkeits- und Kompetenzbereich der obersten Naturschutzbehörde bleiben. Die willkürlich erscheinende 
Abspaltung einer Reihe von Arten und Verlagerung in den Geschäftsbereich eines anderen, dafür nicht zuständigen 
Ministeriums schafft oder unterhält kostenintensive Doppelstrukturen und widerspricht dem Gebot einer 
schlanken Verwaltung und dem sparsamen Einsatz von öffentlichen Mitteln. 
 
 
Zu § 7 Abs. 6 AVBayNatSchG-E: Auch die Übertragung der Tierart Wolf in den Geschäftsbereich des 
Wirtschaftsministeriums ist fachlich und logisch nicht nachvollziehbar. Bisher waren Monitoring und die 
Entscheidung über Managementmaßnahmen im Geschäftsbereich des StMUV gebündelt. Die Übernahme einer Art 
in den Geschäftsbereich des StMWi erscheint willkürlich und nicht begründet. Im Wirtschaftsministerium finden 
sich für diese Aufgabe weder entsprechendes Fachpersonal noch Strukturen. Es ist auch nicht erklärlich, warum 
andere Arten (z. B. Luchs, Fischotter), die einen ähnlichen fachlichen und methodischen Aufwand beim Monitoring 
erfordern, im Geschäftsbereich eines anderen Ministeriums bleiben.  
 
 
Zur Vermeidung einer weiteren Aufblähung der öffentlichen Verwaltung und zur Einsparung von Mitteln der 
öffentlichen Hand fordern wir die Streichung von Abs. 5 und 6 im Entwurf der AVBayNatSchG. 
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Wir bitten Sie, unsere Anmerkungen und Forderungen zur Novelle des Bayerischen Naturschutzgesetzes und 
weiterer Regelungen aufzunehmen und fachlich zu würdigen. Über eine Rückmeldung zu den vorgeschlagenen 
bzw. geforderten Änderungen freuen wir uns. Für weitere Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Christine Miller 
 

 
1. Vorsitzende 


